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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Fünfte Änderung des Mitgliederverzeichnisses 
des Wasser- und Bodenverbandes 

„Finowfließ“

Bekanntmachung des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umwelt und Klimaschutz 

Vom 29. Juni 2023

Auf Grund des § 2 Absatz 4 des Gesetzes über die Bildung von 
Gewässerunterhaltungsverbänden (GUVG) vom 13. März 1995 
(GVBl. I S. 14), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Dezember 2017 (GVBl. I Nr. 28) geändert worden ist, hat der 
Wasser- und Bodenverband „Finowfließ“ dem Ministerium für 
Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz als Aufsichtsbehörde 
am 27. Juni 2023 die Fünfte Änderung des Mitgliederverzeich-
nisses des Wasser- und Bodenverbandes „Finowflließ“, zuletzt 
geändert am 9. November 2021 (ABl. S. 1028), angezeigt.

Die Fünfte Änderung des Mitgliederverzeichnisses wird nach-
folgend veröffentlicht.

Potsdam, den 29. Juni 2023

Im Auftrag

Axel Loger 
Referatsleiter

Fünfte Änderung des Mitgliederverzeichnisses 
des Wasser- und Bodenverbandes 

„Finowfließ“

1.	 Das Mitgliederverzeichnis des Wasser- und Bodenverban
des „Finowfließ“, zuletzt geändert am 9. November 2021 
(ABl. S. 1028), wird wie folgt geändert:

a)	 Ziffer 1 wird wie folgt neu gefasst:

„1.	 Mitglieder gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 1 GUVG 
für ihre Grundstücke:

Bundesrepublik Deutschland
Land Brandenburg
Land Nordrhein-Westfalen
Landkreis Barnim
Landkreis Märkisch-Oderland

b)	 Ziffer 2 wird wie folgt neu gefasst:

„2.	 Mitglieder gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 GUVG 
Eigentümer von Grundstücken auf Antrag:

Agrargenossenschaft Höhe eG
Bluhm, Reinhard
Dickmann, Rainer

Eberwein, Malte
Eckardstein, Christian Freiherr von
Gathow, Roland
Hamann, Christoph
Jung, Matthias
Kindermann, Thomas
Land Berlin
Manzke, Hendrik
Manzke, Karl-Heinz
Manzke, Ute
Matthes, Erik
Matthes GbR
Matthes, Rainer
Matthes, Susanne
MF Marktfrucht Agrarproduktions GmbH
Miteigentumsgemeinschaft Hamann, Christoph und 
Irmgard
Miteigentumsgemeinschaft Kindermann, Gudrun,  
Michael und Thomas
Miteigentumsgemeinschaft Kindermann, Michael 
und Thomas
Miteigentumsgemeinschaft Seegers-Krückeberg,  
Dieter und Renate
NABU-Stiftung Nationales Naturerbe
Ökodorf Brodowin Landwirtschafts GmbH & Co. 
KG
Ow-Wachendorf, Agnes Freifrau von
Ow-Wachendorf, Burkhard Freiherr von
Pomona Gartenbau GmbH
SAG Schorfheider Agrar GmbH
Stöckmann, Antje
Weidewirtschaft Liepe GmbH

2.	 Die Änderung gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2023.

Einkommensgrenze nach dem  
Brandenburgischen Wohnraumförderungsgesetz

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung 

Vom 6. Juni 2023

Gemäß §  22 Absatz  3 des Brandenburgischen Wohnraum-
förderungsgesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBl. I Nr. 17) werden 
nachfolgend die ab dem 1. Januar 2024 geltenden Beträge der 
Einkommensgrenze bekanntgegeben.

Die Einkommensgrenze beträgt für einen

1.	 Einpersonenhaushalt 18 500 Euro,
2.	 Zweipersonenhaushalt 26 000 Euro,
3.	 zuzüglich für jede weitere zum Haushalt rechnende Person 

5 800 Euro.
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Absage des Erörterungstermins  
zum Genehmigungsantrag Errichtung  

und Betrieb von zwei Windkraftanlagen 
in 15890 Schlaubetal

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 18. Juli 2023

Die Firma juwi GmbH, Energie-Allee  1 in 55286  Wörr-
stadt beantragt die Genehmigung nach §  4 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grundstücken 
in 15890  Schlaubetal, Gemarkung Fünfeichen, Flur  2, Flur-
stücke 96 und 100/1 zwei Windkraftanlagen zu errichten und 
zu betreiben (Az.: G01922).

Mit Bekanntmachung vom 11. April 2023 wurde die Durch-
führung eines Erörterungstermins für den 25.  Juli 2023 um 
10 Uhr im Saal der Stadtverordnetenversammlung im Rathaus 
Eisenhüttenstadt, Zentraler Platz  1 in 15890  Eisenhüttenstadt 
angekündigt.

Die während der Einwendungsfrist form- und fristgerecht er-
hobenen Einwendungen sind durch das Landesamt für Um-
welt geprüft worden. Nach Einschätzung der Behörde be-
dürfen diese Einwendungen keiner Erörterung. Daher wurde 
im Ergebnis nach pflichtgemäßem Ermessen entschieden, 
dass der angekündigte Erörterungstermin nicht durchgeführt 
wird. Berücksichtigt und abgewogen wurden das Interesse 
der einwendenden Personen an einer weiteren Darlegung und 
Konkretisierung der Einwendungen sowie das Interesse der 
Genehmigungsbehörde an einer weitergehenden Sachverhalts-
aufklärung und das der Antragstellerin an einer zügigen Durch-
führung des Verfahrens.

Falls ein Genehmigungsbescheid erteilt wird, werden form- 
und fristgerecht erhobene Einwendungen inhaltlich im Ge-
nehmigungsbescheid berücksichtigt und den Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, wird eine Kopie des Ge-
nehmigungsbescheides zugestellt. Die Zustellung der Ent-
scheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S.  1274; 2021  I S.  123), zuletzt geändert durch Artikel  1 des  
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 

1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Absage des Erörterungstermins  
zum Genehmigungsantrag Errichtung  

und Betrieb einer Windkraftanlage 
in 15890 Schlaubetal

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 18. Juli 2023

Die Firma ABO Wind AG, Unter den Eichen 7 in 65195 Wies-
baden beantragt die Genehmigung nach §  4 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstück 
in 15890  Schlaubetal, Gemarkung Fünfeichen, Flur  3, Flur-
stück 273 eine Windkraftanlage zu errichten und zu betreiben 
(Az.: G00522).

Mit Bekanntmachung vom 11. April 2023 wurde die Durch-
führung eines Erörterungstermins für den 25.  Juli 2023 um 
10 Uhr im Saal der Stadtverordnetenversammlung im Rathaus 
Eisenhüttenstadt, Zentraler Platz  1 in 15890  Eisenhüttenstadt 
angekündigt.

Die während der Einwendungsfrist form- und fristgerecht er-
hobenen Einwendungen sind durch das Landesamt für Um-
welt geprüft worden. Nach Einschätzung der Behörde be-
dürfen diese Einwendungen keiner Erörterung. Daher wurde 
im Ergebnis nach pflichtgemäßem Ermessen entschieden, 
dass der angekündigte Erörterungstermin nicht durchgeführt 
wird. Berücksichtigt und abgewogen wurden das Interesse  
der einwendenden Personen an einer weiteren Darlegung und 
Konkretisierung der Einwendungen sowie das Interesse der 
Genehmigungsbehörde an einer weitergehenden Sachver-
haltsaufklärung und das der Antragstellerin an einer zügigen 
Durchführung des Verfahrens.

Falls ein Genehmigungsbescheid erteilt wird, werden form- 
und fristgerecht erhobene Einwendungen inhaltlich im Geneh
migungsbescheid berücksichtigt und den Personen, die Ein- 
wendungen erhoben haben, wird eine Kopie des Genehmi
gungsbescheides zugestellt. Die Zustellung der Entscheidung 
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über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.  Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Arti
kel 1 des Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Absage des Erörterungstermins  
zum Genehmigungsantrag Errichtung  

und Betrieb von sieben Windkraftanlagen 
in 15890 Schlaubetal

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 18. Juli 2023

Die Firma ABO Wind AG, Unter den Eichen 7 in 65195 Wies-
baden beantragt die Genehmigung nach §  4 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grundstücken 
in 15890  Schlaubetal, Gemarkung Fünfeichen, Flur  4, Flur-
stücke 10, 14, 18 und Flur 3, Flurstücke 277 und 279 sieben 
Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben (Az.: G00422).

Mit Bekanntmachung vom 11. April 2023 wurde die Durch-
führung eines Erörterungstermins für den 25.  Juli 2023 um 

10 Uhr im Saal der Stadtverordnetenversammlung im Rathaus 
Eisenhüttenstadt, Zentraler Platz  1 in 15890  Eisenhüttenstadt 
angekündigt.

Die während der Einwendungsfrist form- und fristgerecht er-
hobenen Einwendungen sind durch das Landesamt für Um-
welt geprüft worden. Nach Einschätzung der Behörde be-
dürfen diese Einwendungen keiner Erörterung. Daher wurde 
im Ergebnis nach pflichtgemäßem Ermessen entschieden, 
dass der angekündigte Erörterungstermin nicht durchgeführt 
wird. Berücksichtigt und abgewogen wurden das Interesse 
der einwendenden Personen an einer weiteren Darlegung und 
Konkretisierung der Einwendungen sowie das Interesse der 
Genehmigungsbehörde an einer weitergehenden Sachverhalts-
aufklärung und das der Antragstellerin an einer zügigen Durch-
führung des Verfahrens.

Falls ein Genehmigungsbescheid erteilt wird, werden form- 
und fristgerecht erhobene Einwendungen inhaltlich im 
Genehmigungsbescheid berücksichtigt und den Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, wird eine Kopie des Geneh
migungsbescheides zugestellt. Die Zustellung der Entschei
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S.  1274; 2021  I S.  123), zuletzt geändert durch Artikel  1 des 
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen 
in 03205 Bronkow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 18. Juli 2023

Die Firma UKA Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & Co.  
KG, Dr.-Eberle-Platz 1 in 01662 Meißen beantragt die Geneh- 
migung nach §  4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf dem Grundstück in der Gemarkung Bronkow, 
Flur 2, Flurstück 323 vier Windkraftanlagen zu errichten und 
zu betreiben.

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von vier Windkraftanlagen des Typs  SG  6.6-170 mit 
drei Rotorblättern, einer Nabenhöhe von 165 m, einem Rotor-
durchmesser von 170  m und einer Gesamthöhe von 250  m. 
Die elektrische Leistung beträgt je Anlage 6,6  MW. Zu den 
Windkraftanlagen gehören auch das Maschinenhaus, Getriebe, 
Stahlrohrturm, Fundament, Zuwegung und Kranstellfläche. Es 
wurde die Genehmigung zur Umwandlung von Wald in eine 
andere Nutzungsart gemäß §  8 des Waldgesetzes des Landes 
Brandenburg (LWaldG) beim Landesbetrieb Forst Branden-
burg - Oberförsterei Calau beantragt. Gegenstand des An-
trages ist die dauerhafte Waldumwandlung auf eine Fläche von 
10 326 m2 und die temporäre Waldumwandlung auf einer Flä-
che von 48 280 m2.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer  1.6.2 V 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4.  BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1.6.2 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im zweiten Quartal 2026 
vorgesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazu-
gehörigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19- 
Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine 
Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder-
lichen Unterlagen sind einen Monat vom 28.  Juli 2023 bis 
einschließlich 28. August 2023 über das länderübergreifende 
zentrale UVP-Internetportal unter https://www.uvp-verbund.de/ 
jederzeit und für jedermann einsehbar.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von §  3 Ab-
satz 2 Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie 
die dazugehörigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich bei 
folgenden Behörden ausgelegt und können dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden:

-	 Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 Amt Altdöbern, Bau- und Ordnungsamt, Markt  24 in 
03229 Altdöbern.

Für Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unter-
lagen wird um eine vorherige Anmeldung während der Dienst-
stunden unter folgenden Kontaktdaten gebeten:

-	 Landesamt für Umwelt:
Telefon: 0355 4991-1421
oder per E-Mail: t12@lfu.brandenburg.de,

-	 Amt Altdöbern:
Telefon: 035434 600-21
oder per E-Mail: bauamt@amt-altdoebern.de.

Die veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten 
auch die Untersuchungen zur Prüfung der Umweltverträglich
keit, insbesondere Angaben zu Schall, Schattenwurf, Avifauna 
und Fledermäusen, eine naturschutzfachliche Eingriffs-/Aus-
gleichsplanung sowie einen Waldumwandlungsantrag.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 28. Juli 2023 bis einschließlich 28. Sep-
tember 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G05622 
schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Postfach  60  10  61 in 
14410 Potsdam oder beim Amt Altdöbern, Bau- und Ordnungs-
amt, Marktstraße 1 in 03229 Altdöbern erhoben werden. Mit 
Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat
rechtlichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, 
ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund 
dieser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Er-
örterungstermin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 7.  November 
2023 um 10  Uhr. Dieser Termin dient dazu, die rechtzeitig 
gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern, so-
weit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
von Bedeutung sein kann. Dazu wird denjenigen, die Ein-
wendungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Ein-
wendungen gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem 
Antragsteller zu erläutern. Kann die Erörterung an diesem Tag 
nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin am 
folgenden Werktag fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch 

https://www.uvp-verbund.de/
mailto:t12%40lfu.brandenburg.de?subject=
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bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtert werden.

Der Veranstaltungsort wird gesondert öffentlich bekannt 
gemacht.

Im Rahmen der Ermessensentscheidung kann anstelle eines Er-
örterungstermins ersatzweise auch eine Online-Konsultation 
gemäß § 5 Absatz  3 Satz  2 PlanSiG in Verbindung mit §  73 
Absatz  6 Satz  2 bis  4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) durchgeführt werden.

Findet aufgrund dieser Entscheidung eine Online-Konsultation 
statt, so wird dies ebenfalls öffentlich bekannt gemacht.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu 
geben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh
migungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.  Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Arti
kel 1 des Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen 
in 03205 Bronkow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 18. Juli 2023

Die Firma UKA Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & Co.  
KG, Dr.-Eberle-Platz 1 in 01662 Meißen beantragt die Geneh
migung nach §  4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf den Grundstücken in der Gemarkung Bron-
kow, Flur 2, Flurstücke 336, 39 und 40 drei Windkraftanlagen 
zu errichten und zu betreiben.

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von drei Windkraftanlagen des Typs  SG  6.6-170 mit 
drei Rotorblättern, einer Nabenhöhe von 165 m, einem Rotor-
durchmesser von 170  m und einer Gesamthöhe von 250  m. 
Die elektrische Leistung beträgt je Anlage 6,6  MW. Zu den 
Windkraftanlagen gehören auch das Maschinenhaus, Getriebe, 
Stahlrohrturm, Fundament, Zuwegung und Kranstellfläche. Es 
wurde die Genehmigung zur Umwandlung von Wald in eine 
andere Nutzungsart gemäß §  8 des Waldgesetzes des Landes 
Brandenburg (LWaldG) beim Landesbetrieb Forst Branden-
burg  - Oberförsterei Calau beantragt. Gegenstand dieses An-
trages ist die dauerhafte Waldumwandlung auf eine Fläche von 
7 737 m2 und die temporäre Waldumwandlung auf einer Fläche 
von 34 846 m2.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer  1.6.2  V 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4.  BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1.6.2 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im zweiten Quartal 2026 
vorgesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazu-
gehörigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19- 
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Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine 
Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder-
lichen Unterlagen sind einen Monat vom 28.  Juli 2023 bis 
einschließlich 28. August 2023 über das länderübergreifende 
zentrale UVP-Internetportal unter https://www.uvp-verbund.de/ 
jederzeit und für jedermann einsehbar.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von §  3 Ab-
satz 2 Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie 
die dazugehörigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich bei 
folgenden Behörden ausgelegt und können dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden:

-	 Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 Amt Altdöbern, Bau- und Ordnungsamt, Markt  24 in 
03229 Altdöbern.

Für Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unter-
lagen wird um eine vorherige Anmeldung während der Dienst-
stunden unter folgenden Kontaktdaten gebeten:

-	 Landesamt für Umwelt:
Telefon: 0355 4991-1421
oder per E-Mail: t12@lfu.brandenburg.de,

-	 Amt Altdöbern:
Telefon: 035434 600-21
oder per E-Mail: bauamt@amt-altdoebern.de.

Die veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten 
auch die Untersuchungen zur Prüfung der Umweltverträglich-
keit, insbesondere Angaben zu Schall, Schattenwurf, Avifauna 
und Fledermäusen, eine naturschutzfachliche Eingriffs-/Aus-
gleichsplanung sowie einen Waldumwandlungsantrag.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 28. Juli 2023 bis einschließlich 28. Sep-
tember 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G05722 
schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Postfach  60  10  61 in 
14410  Potsdam oder beim Amt Altdöbern, Bauamt, Markt-
straße 1 in 03229 Altdöbern erhoben werden. Mit Ablauf dieser 
Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, 
ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund 
dieser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 

nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Er-
örterungstermin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 7.  November 
2023 um 10  Uhr. Dieser Termin dient dazu, die rechtzeitig 
gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern, so-
weit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
von Bedeutung sein kann. Dazu wird denjenigen, die Ein-
wendungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Ein-
wendungen gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem 
Antragsteller zu erläutern. Kann die Erörterung an diesem Tag 
nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin am 
folgenden Werktag fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch 
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtert werden.

Der Veranstaltungsort wird gesondert öffentlich bekannt 
gemacht.

Im Rahmen der Ermessensentscheidung kann anstelle eines Er-
örterungstermins ersatzweise auch eine Online-Konsultation 
gemäß § 5 Absatz  3 Satz  2 PlanSiG in Verbindung mit §  73 
Absatz  6 Satz  2 bis  4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) durchgeführt werden.

Findet aufgrund dieser Entscheidung eine Online-Konsultation 
statt, so wird dies ebenfalls öffentlich bekannt gemacht.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu 
geben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name 
und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht wer-
den, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Ge-
nehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.  Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Arti
kel 1 des Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
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lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 

S.  540), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim

Öffentliche Bekanntmachung 
über die förmliche Beteiligung zum Entwurf 2023 

des integrierten Regionalplans Uckermark-Barnim 
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Uckermark-Barnim

Bekanntmachung 
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Uckermark-Barnim 
Vom 28. Juni 2023

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Uckermark-Barnim hat auf ihrer 40. Sitzung am 28. Juni 2023 
den Entwurf 2023 des integrierten Regionalplans Uckermark- 
Barnim der Regionalen Planungsgemeinschaft Uckermark- 
Barnim gebilligt und die Eröffnung des Verfahrens zur Betei
ligung der Öffentlichkeit und der in ihren Belangen berührten 
öffentlichen Stellen beschlossen (Beschluss-Nr.  04/2023). 
Der Entwurf eines Regionalplans, seine Begründung und der 
Umweltbericht sowie weitere nach Einschätzung der Regio- 
nalen Planungsgemeinschaft zweckdienliche Unterlagen sind 
nach § 9 Absatz 2 Raumordnungsgesetz (ROG) in der Fassung 
vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch  
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88), 
in Verbindung mit §§ 2 Absatz 3, 2a Absatz 2 des Gesetzes zur 
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung 
(RegBkPlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8.  Fe
bruar 2012 (GVBl. I Nr. 13), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Juni 2021 (GVBl. I Nr. 19), öffentlich auszulegen und es ist 
der Öffentlichkeit sowie den in ihren Belangen berührten öffent-
lichen Stellen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Der Geltungsbereich des integrierten Regionalplans Ucker-
mark-Barnim umfasst die Gebiete der Landkreise Uckermark 
und Barnim mit ihren kreisangehörigen Städten, Ämtern und 
Gemeinden.

Der Entwurf 2023 des integrierten Regionalplans Uckermark- 
Barnim bezieht sich auf die gesamte Region Uckermark-Barnim 
und beinhaltet zeichnerische sowie textliche Festlegungen ein-
schließlich der Begründung zu folgenden Themen:

-	 Gewerbestandorte: Regional bedeutsame Gewerbegebiete, 
Potenzialstandorte für die Wasserstoffproduktion und 
Weiterentwicklung der Standortfaktoren,

-	 Rohstoffsicherung und -gewinnung: Vorranggebiete Roh-
stoffgewinnung, Vorbehaltsgebiete Rohstoffgewinnung, be-
darfsgerechte Rohstoffgewinnung und Rekultivierung sowie 
Erschließung neuer Lagerstätten,

-	 Tourismus: Vorbehaltsgebiet Tourismus, Tourismus im 
Berliner Umland und Touristische Fernradwege,

-	 Siedlungsentwicklung: Vorbehaltsgebiet Siedlung und 
flächensparendes Bauen,

-	 Verkehr und Mobilität: Flächendeckende Mobilitätsange
bote, Regional bedeutsame Verkehrsverbindungen und Ver-
knüpfungspunkte,

-	 Regionaler Freiraumverbund: Vorranggebiet Freiraum-
verbund,

-	 Erneuerbare Energien: Vorranggebiete Windenergie-
nutzung,

-	 Regionale Kooperation: Kulturlandschaftliche Handlungs
räume und Kulturlandschaftliche Handlungsräume mit be-
sonderem Handlungsbedarf.

Der mit dem Entwurf 2023 des integrierten Regionalplans 
ausliegende Umweltbericht beinhaltet umweltbezogene Infor-
mationen und dokumentiert die voraussichtlichen erheblichen 
Auswirkungen des integrierten Regionalplans auf den Men-
schen und die menschliche Gesundheit, Tiere, Pflanzen und 
die biologische Vielfalt, die Fläche, den Boden, das Wasser, 
das Klima und die Luft, die Landschaft, Kultur- und sonstige 
Sachgüter sowie die Wechselwirkungen. Darüber hinaus gibt 
der Umweltbericht Auskunft über geprüfte Alternativen und 
Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Umwelt-
auswirkungen sowie geplante Maßnahmen zur Überwachung 
der Umweltauswirkungen.
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Zusammen mit der Begründung des Entwurfs 2023 des in-
tegrierten Regionalplans Uckermark-Barnim werden darüber 
hinaus ergänzende zweckdienliche Unterlagen mit weiteren 
Informationen bezüglich der Methodik der Festlegung, Ein-
schätzungen und Bewertungen zu den Themen Rohstoff-
gewinnung, Siedlung, Freiraum und Windenergie ausgelegt.

Der Entwurf 2023 des integrierten Regionalplans Uckermark- 
Barnim, bestehend aus Text und Festlegungskarte, wird mit sei-
ner Begründung, dem Umweltbericht und den zweckdienlichen 
Unterlagen zu den Themen Rohstoffgewinnung, Siedlung, Frei-
raum und Windenergie

vom 31. Juli 2023 bis einschließlich 2. Oktober 2023

bei den folgenden Stellen während der angegebenen Zeiten für 
jedermann zur kostenlosen Einsicht ausgelegt:

-	 Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim, 
Regionale Planungsstelle, An der Friedensbrücke  22, 
16225  Eberswalde (Montag, Mittwoch und Donners-
tag von 9 bis 16 Uhr, Dienstag von 9 bis 18 Uhr, Freitag 
von 9 bis 12 Uhr sowie nach telefonischer Vereinbarung 
unter 03334 3878710 [Frau Estel]).

-	 Landkreis Uckermark, Karl-Marx-Straße  1, Haus  I, 
4.  Etage, Raum  434, 17291  Prenzlau (Montag, Dienstag, 
Mittwoch und Donnerstag von 7 bis 12 Uhr, Dienstag und 
Donnerstag von 13 bis 18 Uhr und Freitag von 8 bis 11 Uhr 
oder nach telefonischer Vereinbarung unter 03984 701180 
[Frau Hemme]).

-	 Landkreis Barnim, Paul-Wunderlich-Haus, Counterbereich 
im Haus D, 3. Etage, Am Markt 1, 16225 Eberswalde
(Montag, Mittwoch und Donnerstag von 8 bis 15  Uhr, 
Dienstag von 9 bis 18 Uhr, Freitag von 8 bis 11 Uhr oder 
nach telefonischer Vereinbarung unter 03334  2141845 
[Frau Müller]).

Der Planentwurf mit seiner Begründung, der zugehörige 
Umweltbericht und die zweckdienlichen Unterlagen zu den 
Themen Rohstoffgewinnung, Siedlung, Freiraum und Wind-
energie sind ab dem 31.  Juli 2023 auch im Internet auf der 
Homepage der Regionalen Planungsgemeinschaft Uckermark- 
Barnim unter www.uckermark-barnim.de einsehbar.

Im Zeitraum vom Beginn der Auslegung am 31. Juli 2023 bis 
einschließlich 9. Oktober 2023 können Stellungnahmen zum 
Planentwurf, zu seiner Begründung sowie zum zugehörigen 
Umweltbericht abgegeben werden.

Bestätigung der Jahresrechnung 2020 
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Uckermark-Barnim

Vom 28. Juni 2023

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Uckermark-Barnim hat mit Beschluss-Nr. 01/2023 vom 28. Juni 
2023 die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2020 bestätigt und 
mit Beschluss-Nr. 02/2023 vom 28. Juni 2023 die Entlastung des 
Vorstandes sowie des Vorsitzenden der Regionalversammlung 
Uckermark-Barnim für das Haushaltsjahr 2020 beschlossen.

Eberswalde, 28. Juni 2023

Daniel Kurth 
Vorsitzender der Regionalversammlung

Die Unterlagen liegen während der Geschäftszeiten zur Ein-
sichtnahme in der Regionalen Planungsstelle, An der Friedens-
brücke 22, 16225 Eberswalde, aus. Um telefonische Vor-
anmeldung unter 03334 387870 wird gebeten.

Nach Ablauf dieser Frist sind alle Stellungnahmen ausge
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln be-
ruhen (§ 9 Absatz 2 Satz 4 Raumordnungsgesetz).

Stellungnahmen sind an die

Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim
Paul-Wunderlich-Haus
Am Markt 1
16225 Eberswalde
oder per E-Mail an beteiligung@uckermark-barnim.de

zu richten.

Die Stellungnahmen können auch persönlich zur Niederschrift 
bei den oben genannten auslegenden Stellen abgegeben werden.

Eberswalde, den 28. Juni 2023

Daniel Kurth 
Vorsitzender der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Uckermark-Barnim

http://www.uckermark-barnim.de
mailto:beteiligung%40uckermark-barnim.de?subject=


Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 28 vom 19. Juli 2023686

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs- 
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt 
oder wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk ein-
getragen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im 
Termin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten an-
melden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der An-
tragsteller bzw. Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst 
bei der Feststellung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt 
und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch 
des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit 
die Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einst-
weilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das 
Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das 
Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten 
Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 6. September 2023, 9:00 Uhr
im Sitzungssaal 302 des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee  55, 15236  Frankfurt (Oder) öffentlich ver-
steigert werden: das im Grundbuch von Frankfurt (Oder) 
Blatt 11494 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be-
standsverzeichnis:
lfd. Nr. 7, �Flur 130, Flurstück 20, Waldfläche, südlicher Tanken

weg, Größe: 6.700 m2

Der Versteigerungsvermerk ist am 18.12.2020 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Objektbeschreibung/Lage: forstwirtschaftliche Fläche

Verkehrswert:  3.500,00 EUR

Az.: 3 K 72/20

Terminsbestimmung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Mittwoch, 13. September 2023, 9:00 Uhr
im Sitzungssaal 302 des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll
roser Chaussee 55, 15236 Frankfurt (Oder) öffentlich versteigert 
werden: das im Grundbuch von Tauche Blatt 418 eingetragene 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, �Flur 1, Flurstück 192, Landwirtschaftsfläche, An der 

Oststraße, Größe: 13.025 m2

Verkehrswert:  14.000,00 EUR

Objektbeschreibung/Lage: Ackerland
Der Versteigerungsvermerk ist am 22.02.2022 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 82/21

Terminsbestimmung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Donnerstag, 14. September 2023, 10:00 Uhr
im Sitzungssaal 302 des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, 15236 Frankfurt (Oder) öffentlich verstei
gert werden: Eingetragen im Grundbuch von Steinhöfel

Gemarkung Flur,  
Flurstück

Wirtschaftsart  
und Lage

Größe Blatt

Steinhöfel Flur 4,  
Flurstück 25

Gebäude- und  
Freifläche,  
Charlottenhof 2

1.700 m2 534,  
BV lfd. Nr. 1

Lage: Charlottenhof 2, 15518 Steinhöfel
Bebauung: Einfamilienhaus

Verkehrswert:  170.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 21.04.2022 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 30/22
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen

Polizeipräsidium Land Brandenburg

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Herrn Andreas Buk, Dienstausweisnummer  103586, 
Kartennummer 05665, Farbe blau, ausgestellt am 22.09.2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt.

Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg

Folgender abhandengekommener Dienstausweis wird hiermit 
für ungültig erklärt:

Frau Justizhauptsekretärin Christine Krassler, Dienstaus-
weis-Nr. 223 047, ausgestellt am 10. Februar 2021, gültig bis 
10. Februar 2031.

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der Förderverein Wildpark Frankfurt (Oder) e.  V., Am 
Wildpark  1, 15234  Frankfurt (Oder), ist zum 3.  Dezember 
2021 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubiger 
werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Verein 
bei nachstehend genannten Liquidatorinnen und Liquidatoren  
anzumelden:

Gesine Lange
Lennéstraße 49
15234 Frankfurt (Oder)

Dr. Bernhard Schröder
Schlehenweg 21
15236 Frankfurt (Oder)

Der Verein Interessenvereinigung der Unternehmen 
LOS - FF e. V., c/o Klaus-Dieter Franz, Fiete-Schulze-Straße 2, 
15517  Fürstenwalde/Spree, ist zum 8.  Dezember 2022 auf-

gelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden 
aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Verein bei 
nachstehend genannten Liquidatorinnen und Liquidatoren 
anzumelden:

Klaus-Dieter Franz
Fiete-Schulze-Straße 2
15517 Fürstenwalde/Spree

Wolfgang Karaschinski
Siedlerweg 14
15517 Fürstenwalde/Spree

Beatrix Rundorf-Ring
Tränkeweg 16
15517 Fürstenwalde/Spree

Sebastian Bremer
Müggelseedamm 70
12587 Berlin
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